
M
ehr als 30 Jahre erzählt man uns Ostdeutschen,
wie schön doch Reise-, Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit seien und als elementare Merkmale
zu einer Demokratie gehörten! Doch auch das
Recht auf Arbeit und auf angemessenen und be-

zahlbaren Wohnraum sind für mich wichtige Bestandteile von
Freiheit. Wo sonst kann die Keimzelle jeder Gesellschaft, die Fa-
milie, ihren Nachwuchs gesund aufwachsen lassen? Je kranker
dieseKeimzelle, desto kranker die Gesellschaft – so derUmkehr-
schluss. Das Ergebnis können wir heute vielschichtig in unserer
Gesellschaft durchdaswohnungsloseLeben auf der Straße erken-
nen. In 30 Jahren DDR wohnten wir zwar bescheiden, aber mit
einem bezahlbaren Dach überm Kopf. Obdachlose habe ich in
der Zeit nur aus demWestfernsehen gekannt.
Heute jammert jeder auf unterem oder gehobenemNiveau, ob

Mieter oder Vermieter, über die Mietpreise in diesem Land.Wa-
rumeigentlich? Es gibt vieleMöglichkeiten, derMietenexplosion
ein Ende zu bereiten. Jeder kanndazu etwas beisteuern.DerMie-
ter treibt dieMiete oft unbewusst nach oben, indem er in seinem

Leben, aus welchen Gründen
auch immer, die Wohnung
wechselt und dem Vermieter
so die Chance gibt, stetig bei
Neuvermietungen die Mie-
ten legal zu verteuern.
DieVermieter „modernisie-

ren“ oft, wo es eigentlich
nichts zumodernisieren gibt,
und kassieren ein Leben lang
die „Modernisierungsum-
lage“, deren Nutzen spätes-
tens nach zehn Jahren tech-
nisch und moralisch bereits
verschlissen ist. Hier ist der
Gesetzgeber gefragt. Er
sollte dieAbschreibungsmög-
lichkeitenbeiModernisierun-
gen beschränken.
Wie wäre es damit, dass

alle Beteiligten ihre Ansprü-
che auf ein Niveau bringen?
Weiter wachsende Ansprü-
che an Ausstattung und
Größe von Wohnraum sind
auch ein Preistreiber, näm-
lich höhere Betriebskosten!
Wir reden alle von Umwelt-
schutz und Kosteneinspa-
rung – warum verkauft oder
vermietetmannicht dieWoh-

nungen in einem individuell ausbaufähigen Zustand? Jeder Mie-
ter hat doch seine eigenen Vorstellungen von seiner Wohnung,
und so kann der Vermieter im gleichen Objekt eigentlich für je-
des Einkommen zumutbaren Wohnraum bereitstellen. Hier be-
ginnen die Eigenverantwortlichkeiten beider Vertragspartner.
Anstatt pauschal die Wohnungen im bezugsfertigen Zustand zu
übergeben, sollte man vorher den Wünschen der Mieter Rech-
nung tragen. Luxus oder Wirtschaftlichkeit mit Nachhaltigkeit –
jeder Erstmieter sollte hier sein Konzept vorstellen, einschließ-
lich eines Angebots, welche Kosten er selbst tragen kann. Es ist
doch komplett sinnfrei, bereits eingerichtete Wohnungen noch-
mals neu einzurichten, weil diese nicht dem persönlichen Ge-
schmack entsprechen.
Erst kürzlich hat man denMietendeckel erfunden. DenMieter

wird es freuen – dieVermieterwerden kollabieren.Dabei hat sich
kaum ein Vermieter bisher verweigert, wenn der Staat Mietzu-
schüsse für Geringverdiener zahlte oder die Mieten ganz über-
nahm. ImGegenteil – solcheMieter sind vielen Vermietern doch
eine willkommene und feste Einnahmequelle, auch für höhere
Mieten.
Somancher Erwerbstätige, der dringend eineWohnung sucht,

obmit oder ohne Kindern, bleibt auf der Strecke, wenn er gerade
einmal so viel verdient, dass er aus dem Leistungsbezug heraus-
fällt. Weg also mit festen Einkommensgrenzen und hin zu mehr
Flexibilität in der Wohnraumförderung durch den Staat. Dieser
verlangt von seinen Bürger/-innen und deren Kindern schließ-
lich auch, sich dem „Markt“ flexibel zur Verfügung zu stellen –
inklusiveWohnungswechsel.

— Matthias Dressel ist Busfahrer und wohnt in Berlin zur Miete.

M
anche Parlamente
haben aufgrund von
Überhang- undAus-
gleichsmandaten
sehr viel mehr Mit-

glieder als normalerweise vorgese-
hen. Das stellt die Volksvertretun-
gen nicht nur im Bund, sondern
auch in vielen Ländern vor große
Herausforderungen: SiemüssenRe-
formfähigkeit demonstrieren, um
unnötigeAusgaben, dieBeeinträch-
tigung ihrer Funktionsfähigkeit so-
wie eine Entdemokratisierung des
Wahlrechts zu vermeiden. Zu-
gleich müssen sie die Auffassung
widerlegen, bestimmte Reformen
ließen sich nurmittels direkter De-
mokratie durchführen. In den Län-
dern steht – anders als im Bund –
mit Volksbegehren und Volksent-
scheid ja ein alternatives Gesetz-
gebungsverfahren zur Verfügung.
Das erschwert es den Parlamen-
ten, das Problem zu ignorieren

und auszusitzen, auch wenn Abge-
ordnete sich aus Eigeninteresse
gegen die notwendige Reform
sträuben sollten.
Zu den übergroßen Parlamenten

gehören die Landtage von Ba-
den-Württemberg (23 Mehr-Man-
date als die vorgesehenen 143
Sitze), Bayern (25mehr) undNord-
rhein-Westfalen (18 mehr). Die
Mehrausgaben für zusätzliche Ab-
geordnete und ihre Mitarbeiter so-
wie deren Unterbringung stellen
eine Form öffentlicher Verschwen-
dung dar. Manche Beobachter ver-
suchen das Problem anschwellen-
der Parlamente zwar zu bagatelli-
sieren. Sie verschließen aber die
Augen davor,
– dass derGesetzgeber selbst die

erforderliche Normalgröße festge-
legt hat;
– dass hier jedermann erkennen

kann, dass unnötige Ausgaben vor-

liegen, die Bewältigung des Pro-
blems deshalb unabhängig von der
finanziellenHöhe von großer sym-
bolischer Bedeutung ist;
– dass das Parlament eigentlich

Fehlgriffe andererGewalten verhin-
dern soll, nun abermit ihmdieVer-
körperung der repräsentativen De-
mokratie selbst am Pranger steht;
– und dass sich damit die uralte

Grundfrage der Verfassung stellt,
die Philosophen seit Platonund So-
krates beschäftigt hat:Wer kontrol-
liert die Kontrolleure?
Vor allem übersehen sie die ent-

demokratisierenden Effekte. Aus-
gerechnet das Wahlrecht schmä-
lert – jedenfalls in Ländern, wie
Berlin, Hessen und Nord-
rhein-Westfalen, die ein ähnliches
Wahlrecht haben wie der Bund –
denEinfluss derBürger auf die per-
sonelle Zusammensetzung derPar-
lamente. Die Mehr-Mandate sind
nämlich alle über die starren, vom
Wähler nicht zu verändernden Par-
teilisten erworben worden. Und
nochschlimmer:DieWahl alswich-
tigste demokratische Äußerungs-
formdes eigentlichen Souveräns in
derDemokratie, ist völlig undurch-
schaubar geworden und führt zu
Konsequenzen, die unkalkulierbar
sind und höchst unerwünscht sein
können. Vielen Abgeordneten ver-
schafft dasWahlgesetz nur deshalb
einen Sitz im Parlament, weil der
Wähler in Unkenntnis bleibt, was
er mit seiner Wahl bewirkt, ob er
zum Beispiel Überhangmandate
schafft und so vielleicht von ihm
zutiefst abgelehnten Parteien und
ihrenAbgeordneten zuAusgleichs-
mandaten verhilft und das Parla-
ment ausweitet.
Besonders dreist erscheint das

Vorgehen des Abgeordnetenhau-
ses von Berlin. Seit der Wahl von
2016 besteht es statt aus 130 aus
160 Mitgliedern. Statt als Grund
für liegen gebliebene Arbeit aber
die Übergröße des Hauses zu se-
hen, welche seine Funktions- und
Arbeitsfähigkeit mindert, statt also
das Wahlgesetz zu ändern und das
Abgeordnetenhaus zu verkleinern,
wurde finanziell gewaltig draufge-
sattelt. Obwohl die Gesamtkosten
des Abgeordnetenhauses – selbst

im Vergleich zu Parlamenten von
deutschen Flächenstaaten – bis-
her schon hoch waren, wurde
kürzlich beschlossen, die Diäten
mit Wirkung ab Beginn des
neuen Jahres um nicht weniger
als 58 Prozent aufzustocken. Das
gilt auch für die staatsfinanzierte
Versorgung, deren Erhöhung sogar
zum erstmaligen Eintritt der Abge-
ordneten ins Parlament zurück-
wirkt, selbst wenn dieser 15 oder
20 Jahre zurückliegt. Damit konn-
ten Abgeordnete den Wert ihrer
Anwartschaft auf Übergangsgeld
und Altersversorgung auf einen
Schlag um bis zu mehrere Hun-
derttausend Euro erhöhen. Diese
aberwitzige Regelung zu rechtfer-
tigen, wurde gar nicht erst ver-
sucht. Der Gesetzentwurf enthielt
keinerlei Begründung.
Initiiert und beschlossen wurde

das Diätengesetz von einer ganz
großen Koalition, bestehend aus
den drei Regierungsparteien (SPD,
Linke und Grüne) und den beiden
Oppositionsparteien CDU und
FDP, die zusammen 25Mehr-Man-
date haben. Nur die AfD (mit fünf
Mehr-Mandaten) war dagegen.
Zur vordergründigen Rechtferti-
gungmusste ein angeblicher Über-
gang vom Teilzeitparlament zum
„Hauptzeitparlament“ dienen.
Sollte sich herausstellen, dass

die nötigen Reformen schließlich
doch nur mittels direkter Demo-
kratie durchgesetzt werden kön-
nen, wäre dies geradezu eine
Steilvorlage für Initiativen von
Bürgern und Verbänden wie
Mehr Demokratie und den Bund
der Steuerzahler.
Zusätzliche Probleme wirft der

HessischeLandtag auf. Er stehtmit
24,5 Prozent Mehr-Mandaten an
der Spitze. Seit derWahl von 2018
umfasst er statt der 110 Abgeord-
neten, die das Landtagswahlgesetz
festlegt, 137 Volksvertreter. Hier
hatte dasWahlrecht – zusätzlich zu
den geschilderten misslichen Aus-
wirkungen – aber noch eine beson-
ders gravierende Konsequenz: Es
bescherte der schwarz-grünen Re-
gierung von Volker Bouffier und
Tarek Al-Wazir sogar die Mehrheit
und ermöglichte ihre Fortsetzung.

Ohne die Überhang- und Aus-
gleichsmandate hätte sich ein Patt
von 55:55 Abgeordneten ergeben.
Die Mehr-Mandate wurden also

zum Zünglein an der Waage, und
die wahlrechtlichen Regelungen,
die eigentlich die relativenVerhält-
nisse zwischen den Parteien si-
chern sollen, bestimmten nun un-
versehens darüber, wer die Mehr-

heit bekommt und regieren kann.
Der Versuch der AfD, die Berech-
nung, auf der die Ein-Stim-
men-Mehrheit beruht, zu widerle-
gen, dürfte zwar keinen Erfolg ha-
ben.Aber es erscheint schonmerk-
würdig, dass CDU und Grüne mit
kaum tausend Stimmen mehr als
die Opposition (das ist etwa ein
Drittelpromille der gesamten gülti-
gen Stimmen)dieRegierungsmehr-
heit erlangt haben.
So oder so haben die Mängel

des Wahlrechts damit eine völlig
neue Dimension erhalten und
sich zu einem besonders schwe-
ren demokratischen Systemfehler
ausgewachsen.

Wer kontrolliert die Kontrolleure?
Viele Landesparlamente sind zu groß und zu teuer, und besonders dreist treibt es Berlin
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L ange war Deutschland der
Musterschüler unter den
Wirtschaftsnationen. Der

Streber, dem gelang, woran andere
Staaten sich abmühten: geringe Ar-
beitslosigkeit, starkes Wachstum,
hohe Exporte. Und jetzt? Fällt das
Land zurück. Im Ranking der Staa-
tenmit der höchstenWettbewerbs-
fähigkeit rutscht Deutschland auf
Platz sieben ab.Nicht nur Singapur
und die USA stehen besser da,
auch Hongkong, die Niederlande,
die Schweiz und Japan haben
Deutschland überholt.
Bundeskanzlerin Angela Merkel

muss die Studie, für die das Welt-
wirtschatsforum 103 Indikatoren
untersucht hat, zu denken geben.
Zumal es nicht den einen Punkt
gibt, an dem es schiefläuft – son-
dern gleich mehrere Probleme. Da
ist der mangelnde Internetausbau
inDeutschland:BeiderVersorgung
mit Glasfaserkabeln etwa liegt die
Bundesrepublik auf Platz 72, da
sind selbst Bangladesch undArme-
nien schon weiter. Auch ist es in
Deutschlandzuteuer,einUnterneh-
men zu gründen. Die Bundesrepu-
blik hinkt bei derStabilität desBan-
kensektors hinterher. In puncto or-
ganisierte Kriminalität steht
Deutschland der Studie zufolge auf
einer StufemitMalawi.
Das Problem: Die Bundespolitik

hat sich zu lange auf den Erfolgen
der Vergangenheit ausgeruht. Da-
bei ist es keine Selbstverständlich-
keit, dass Deutschland der Streber
unter den Wirtschaftsnationen ist.
Noch Anfang der 2000er Jahre galt
die Bundesrepublik als kranker
Mann Europas. Daraus hat sie ge-
lernt und keiner will dahin zurück.
Um das zu verhindern, müsste die
Bundesregierung jetzt investieren
– und zwar nicht zögerlich, son-
dern kräftig und nachhaltig. Sich
stattdessen verbissen an der
schwarzen Null festzuhalten, ist
der falsche Weg. Zwar ist die nied-
rige Schuldenlast einer der Punkte,
in denen Deutschland noch immer
weit vorne liegt. Doch was bringt
das, wenn dem Land dafür die Zu-
kunftsfähigkeit fehlt?
Ökonomen fordern seit Jahren

höhere Investitionen, werden aber
kaumerhört.Dazu kommt:Geld al-
lein reicht nicht. Esmuss auch dort
ankommen, wo es gebraucht wird.
So hinktDeutschland beimAusbau
der Infrastruktur auch deshalb hin-
terher,weil denBauämterndasPer-
sonal fehlt und die Baugenehmi-
gungen ausbleiben.
Und Straßenbau und Brückensa-

nierung sindnur zwei plakativeBei-
spiele, bei denen es Probleme gibt.
Angesichts derDigitalisierung, der
Veränderung von Jobs muss die
Bundesregierung die Bürger auch
in die Lage versetzen, damit umge-
hen zu können. Zwar sollen die
Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung bis 2025 deutlich stei-
gen.Was jedoch fehlt, sind Investi-
tionen in die Fort- und Weiterbil-
dung von Angestellten. Ohne sie
aber hat Deutschland keine
Chance. Der Streber von einst
muss deshalb nachsitzen.

Deutschland
muss

nachsitzen
Wirtschaftlich fällt

die Republik zurück
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Flexibler wohnen
mit

weniger Ansprüchen

Zehn Debatten in zehn
Wochen. Der Tagesspiegel,
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die Bundeszentrale für
politische Bildung feiern
30 Jahre Meinungsfreiheit.
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Von Hans Herbert von Arnim

Die Parlamente werden
nicht effektiver. Das
fördert Demokratiefrust

Mit den steigenden
Diäten wächst auch die
Last der Altersversorgung
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Politische Akteure, Wissenschaftler und Industrievertreter diskutieren, wie Strukturen und Rahmenbedingungen beschaffen sein müssen, um Erkenntnisse aus der
Grundlagenforschung erfolgreich in die klinische Anwendung zu bringen. Eine Veranstaltung in Kooperation mit der Biomedical Alliance aus Brüssel.
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